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Der Arzt vor Gericht – 
als Beklagter und Gutachter
Autorin: Dr. jur. Alexandra Jorzig

Nun sind hier zwei Positionen zu differenzieren: 
Zum einen kann der Arzt den Gang zum Gericht 
 machen müssen, weil er selber verklagt wird, oder er 
kann als Sachverständiger vor Gericht stehen. Beide 
Varianten sind möglich, jedoch nicht miteinander 
vergleichbar. Insofern sind beide Varianten einzeln 
zu  beleuchten. 

Der Arzt vor Gericht als Beklagter

Wenn ein Arzt als Beklagter vor Gericht steht, so steht 
ihm in der Regel der Patient als Kläger gegenüber. Die 
Grundlage wird ein medizinischer Sachverhalt sein, 
zu dem der Patient das Handeln des Arztes als feh-
lerhaft betrachtet und ihn dementsprechend auf 
Schmerzensgeld oder Schadensersatz verklagt. In die-
sen Fällen spricht man von einem klassischen Arzt-

haftungsprozess, der hier an dieser Stelle näher be-
leuchtet werden soll. In der Regel ist der Patient ein 
Medizinunkundiger und ihm steht der Arzt als Medi-
zinkundiger gegenüber. Insofern kommt es natur-
gemäß zu einem Informationsgefälle zwischen Pa-
tient und Arzt. Seitens eines Patienten werden in der 
Regel Behandlungsfehler und/oder Aufklärungs-
fehler moniert. Daneben können auch Dokumenta-
tionsmängel angeführt werden, jedoch sind die 
beiden Haftungssäulen in einem Arzthaftungspro-
zess  „Behandlungsfehler“ und „Aufklärungsfehler“. 
Für beide gelten  unterschiedliche Beweislasten. 

Unterschiedliche Beweislasten
Grundsätzlich ist der Patient verpfl ichtet, einen Be-
handlungsfehler zu beweisen. Bestimmte Fallkon-
stellationen können jedoch zu Beweiserleichterungen 

Die originäre Aufgabe eines Arztes besteht selbstverständlich darin, seiner medizinischen Pro-

fession nachzugehen. Die Gerichtsatmosphäre ist naturgemäß fremd, da die Professionen Medi-

zin und Recht nicht sehr wesensverwandt sind und somit dem Arzt die juristische Materie nicht 

vertraut ist. Dennoch kommt der Arzt – mal mehr, mal weniger – mit der juristischen Materie in 

Berührung und bewegt sich von Zeit zu Zeit sogar ganz konkret auf gerichtlichem Parkett. 
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bis hin zu einer Beweislastumkehr führen. Exempla-
risch seien hier Dokumentationsmängel oder die 
 Einhaltung des Facharztstandards genannt. 
Der Beweislast des Behandlungsfehlers steht die 
 Beweislast bei Aufklärungsfehlern gegenüber. Auf-
klärungsfehler sind stets vom Arzt zu entkräften, da 
die Beweislast für eine ordnungsgemäße Aufklärung 
auf Arztseite liegt. Allein deshalb sollte jeder Arzt in 
einem Arzthaftungsprozess sofort alarmiert sein, 
wenn seitens des Patienten die sogenannte Aufklä-
rungsrüge erhoben wird. In diesen Fällen ist der Arzt 
gefordert, das von ihm durchgeführte Aufklärungs-
gespräch entsprechend zu beweisen. Dies kann über-
zeugend durch die Krankenunterlagen oder die Par-
teivernehmung des Arztes selbst erfolgen. 

Versicherung als beteiligte Partei
Die Besonderheiten eines Arzthaftungsprozesses lie-
gen darin, dass zwar die Parteien eines solchen Pro-
zesses durch den Arzt und den Patienten gebildet 
werden, dass jedoch stets in einem solchen Verhält-
nis auch die hinter dem Arzt stehende Haftpfl icht-
versicherung eine Rolle spielen wird – soweit der Arzt 
haftpfl ichtversichert ist. Die Haftpfl ichtversicherung 
nimmt deshalb eine besondere Position ein, da sie 
nach den Allgemeinen Haftpfl ichtbedingungen die 
Prozessführungsbefugnis hat und dementsprechend 
prozessuale Entscheidungen treffen kann. Insofern 
ist bereits die Beauftragung eines Rechtsanwaltes 
mit der Haftpfl ichtversicherung abzustimmen, und 
auch im Laufe des Prozesses sind prozessleitende 
 Entscheidungen durch den Haftpfl ichtversicherer zu 
treffen und mit diesem abzustimmen. Insofern muss 
jeder Arzt seine Haftpfl ichtversicherung sofort nach 
Anspruchsanmeldung informieren, um nicht Gefahr 
zu laufen, seinen Versicherungsschutz versagt zu 
 bekommen. Dies ist eine Besonderheit, die dringend 
zu beachten ist. 

Keine Haftungsanerkenntnis abgeben
In diesem Zusammenhang ist auch vor Spontanäuße-
rungen eines Arztes zu warnen, dies immer vor dem 
Hintergrund der etwaigen Versicherungsschutz-
gefährdung. Insofern ist zu empfehlen, sich mög-
lichst frühzeitig mit der Haftpfl ichtversicherung 
 abzustimmen, da der Arzt naturgemäß keine juristi-
schen Hintergrundkenntnisse hat und nicht weiß, in-
wieweit er in die Kommunikation mit der sogenannten 
Gegenseite – der Patientenseite – eintreten darf. Fakt 
ist, dass der Arzt stets zu vermeiden hat, ein sogenann-
tes Haftungsanerkenntnis abzugeben. Dies könnte 
seinen Versicherungsschutz gefährden, und da ggfs. 
erhebliche Summen im Raume stehen, sollte der Arzt 
alles dafür tun, dass er diese Gefahr ausschließt. 
Wird im Rahmen eines solchen Arzthaftungsprozes-
ses ein Sachverständiger beauftragt, so sollte der be-
klagte Arzt stets darauf achten, dass dieser ausge-
wählte Sachverständige seinem eigenen Fachgebiet 

entspricht. Die Rechtsprechung ist diesbezüglich sehr 
eindeutig und verlangt, dass der Sachverständige in 
einem Arzthaftungsprozess stets dem Fachgebiet des 
beklagten Arztes zu entsprechen hat.1

Auch wenn der Prozess zu einem Abschluss gebracht 
wird, z. B. durch einen Vergleichsschluss, muss dies 
mit dem hinter dem Arzt stehenden Haftpfl ichtver-
sicherer abgestimmt werden, um auch diesbezüglich 
nicht den Versicherungsschutz zu verlieren. 

Strafprozess
Der Arzt kann natürlich nicht nur in einem solchen 
Arzthaftungsprozess, der grundsätzlich zivilrecht-
licher Natur ist, vor Gericht stehen, sondern auch in 
einem Strafprozess, was sehr viel seltener, jedoch 
auch sehr viel belastender für einen Arzt ist. Dies des-
halb, da abstrakt grundsätzlich die Approbation des 
Arztes durch ein Strafverfahren in Gefahr kommt. Die 
Aufsichtsbehörden, insbesondere die Ärztekammer, 
werden automatisch bei Einleitung eines Ermitt-
lungsverfahrens gegen einen Arzt über dieses Verfah-
ren in Kenntnis gesetzt. Dementsprechend kann sich 
eventuell ein berufsgerichtliches Verfahren anschlie-
ßen, was im schlimmsten Fall die Approbationsent-
ziehung zur Folge haben könnte. Insofern ist bei Ein-
leitung eines Ermittlungsverfahrens möglichst zu 
einem frühen Zeitpunkt ein Verteidiger zu beauftra-
gen, um entsprechende richtungsweisende Maßnah-
men zu ergreifen. Ebenso ist auch bei einem Strafver-
fahren die Haftpfl ichtversicherung zu informieren.

Der Arzt als Gutachter vor Gericht

Steht ein Arzt nicht als Beklagter, sondern als Gutach-
ter vor Gericht, kann er die Angelegenheit sehr viel 
gelassener angehen. Allerdings hat auch ein Gutach-
ter seine Pfl ichten zu berücksichtigen, wozu die abso-
lute Neutralität und Objektivität gehören. Ebenfalls 
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darf er nicht mit dem Fall vorbefasst sein und er darf 
auch keine direkte Kontaktaufnahme zu den Parteien 
vornehmen, es sei denn, es ist vom Gericht so ge-
wünscht oder mit dem Gericht so abgestimmt. Ein 
Gutachter hat somit darauf zu achten, dass er sich 
neutral verhält und nicht parteiisch auftritt. Sollte er 
sich für befangen halten, so muss er dies unverzüglich 
dem Gericht mitteilen, um sich nicht dem Vorwurf  
der Befangenheit auszusetzen. 
Vor einigen Jahren wurde der § 839a BGB neu einge-
führt. Nach dieser Vorschrift ist der gerichtlich be-
stellte Sachverständige, der vorsätzlich oder grob 
fahrlässig ein unrichtiges Gutachten erstattet, dem-
jenigen Verfahrensbeteiligten zum Ersatz des Scha-
dens verpflichtet, der diesem durch eine auf diesem 
Gutachten beruhende gerichtliche Entscheidung 
entsteht. 
Das erstellte Gutachten ist immer dann unrichtig, 
wenn es nicht der objektiven Sachlage entspricht. Das 
ist in etwa immer dann der Fall, wenn der Sachver-
ständige z. B. fehlerhafte Schlussfolgerungen zieht 
oder falsche Tatsachenfeststellungen trifft oder eine 
Sicherheit vorspiegelt, obwohl nur ein Wahrschein-
lichkeitsurteil möglich ist. 

Beispielfälle

Voraussetzung der Haftung und Begriff des 
Rechtsmittels im Sinne von § 839a Abs. 2 BGB 
Als Rechtsmittel im Sinne von § 839a Abs. 2 i. V. m.  
§ 839 Abs. 3 BGB ist grundsätzlich auch die Einholung 
eines Privatgutachtens zur Wiederlegung eines – für 
die betroffene Partei ungünstigen – gerichtlichen 
Gutachtens anzusehen. Im Einzelfall kann es – insbe-
sondere aus finanziellen Gründen – für die betroffene 
Partei unzumutbar sein, ein derartiges Privatgutach-
ten einzuholen. Darlegungs- und beweispflichtig für 
einen derartigen Ausnahmefall ist die den Anspruch 
nach § 839a BGB verfolgende Partei.2

Zur Haftung des Sachverständigen auf Schadens-
ersatz 
Der gerichtliche Sachverständige haftet nur dann für 
eine falsche Begutachtung, wenn die von ihm mitge-
teilten Erkenntnisse Grundlage der gerichtlichen Ent-
scheidung geworden sind. Mangels Regelungslücke 
scheidet eine analoge Anwendung von § 839a BGB 
auch dann aus, wenn unter dem Druck eines ungüns-
tigen Falschgutachtens ein später als unangemessen 
empfundener Vergleich geschlossen wird. In derarti-
gen Fällen ist eine Schadensersatzpflicht des Ge-
richtsgutachters allenfalls unter den engen Voraus-
setzungen des § 826 BGB denkbar.
Muss der gerichtliche Sachverständige in Vorberei-
tung seines medizinischen Gutachtens den An-
spruchsteller körperlich untersuchen, ist er weder bei 
der Befunderhebung noch bei den daran anknüpfen-
den Schlussfolgerungen verpflichtet, Behandlungs-

erfordernisse aufzuzeigen oder Therapieempfehlun-
gen zu geben. Daher können Versäumnisse in diesem 
Bereich nicht zur Schadensersatzhaftung des Gut-
achters führen.3

Voraussetzung für den Schadensersatzanspruch 
nach § 839a Abs. 1 BGB ist nicht nur ein unrichtiges 
Gutachten, sondern vor allem auch eine auf diesem 
Gutachten beruhende gerichtliche Entscheidung 
sowie ein durch die gerichtliche Entscheidung ent-
standener Schaden.4

Zur Frage der Unverwertbarkeit des Gutachtens 
wegen Befangenheit 
Das unverwertbare Gutachten ist kein unrichtiges 
Gutachten im Sinne des § 839a BGB. Eine Analogie 
kommt bei Unverwertbarkeit eines gerichtlichen 
Gutachtens wegen Befangenheit des gerichtlichen 
Sachverständigen nicht in Betracht.5

Analoge Anwendung des § 839a BGB auf einen 
Sachverständigen im Ermittlungsverfahren der 
Staatsanwaltschaft 
§ 839a BGB findet im Wege der Analogie im Allgemei-
nen auch auf die Haftung eines Sachverständigen 
Anwendung, der sein Gutachten in einem Ermittlungs-
verfahren der Staatsanwaltschaft erstattet. § 839 BGB 
ist gegenüber § 839a BGB die vorrangige Regelung.6

Grob fahrlässige Erstattung eines unrichtigen 
Gutachtens in einem Arzthaftungsprozess 
Bei der Inanspruchnahme eines gerichtlichen Sachver-
ständigen, der im vorausgegangenen Arzthaftungs-
prozess des Klägers gegen den behandelnden Arzt als 
Gutachter tätig gewesen ist, ist die Substanziierungs-
last des Klägers im Schadensersatzprozess aus § 839a 
BGB anders als im Arzthaftungsprozess nicht herab
gesetzt. Der Kläger muss also die Umstände, die eine 
grobe Fahrlässigkeit des Gutachters begründen sol-
len, darlegen und unter Beweis stellen.7

Automatische Haftung des Gutachters bei fehler-
haftem Gutachten?
Grobe Fahrlässigkeit im Sinne des § 839a Abs. 1 BGB 
liegt nicht vor, wenn verschiedene Sachverständige 
und Fachleute desselben Fachgebietes keine Einig-
keit über die zu beurteilende Frage erzielen können. 
Der Geschädigte hat auch dann ein Rechtsmittel im 
Sinne des § 839a BGB i. V. m. § 839 Abs. 3 BGB unter
lassen, wenn er es im Vorprozess versäumt hat, 
Einwendungen gegen das gerichtlich eingeholte 
Sachverständigengutachten hinreichend zu konkre-
tisieren und deshalb einem Antrag auf Einholung 
eines Obergutachtens nicht nachgekommen wird.8

Voraussetzungen für die Haftung des Sachver-
ständigen 
Für die Anwendbarkeit des § 839a BGB ist bei einem 
über zwei Instanzen geführten Rechtsstreit auf die 
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zeitlich zuletzt ergangene, verfahrensabschließende 
gerichtliche Entscheidung abzustellen. Sind Gerichte 
in zwei Instanzen dem – angeblich fehlerhaften – 
Sachverständigengutachten gefolgt, bedarf es einer 
eingehenden Darlegung der grob fahrlässigen Feh-
lerhaftigkeit des Gutachtens. Dazu gehört, dass der 
Kläger erläutern muss, warum auch die Gerichte 
nicht nur übersehen haben sollen, dass sie ihre Ent-
scheidung in Teilen in unrichtigen Gutachten zu-
grunde legen, sondern dass dies auch jedem, also den 
entscheidenden Richtern, aufgrund naheliegender 
Überlegungen hätte einleuchten müssen. Die Inan-
spruchnahme eines Sachverständigen nach § 839a 
BGB setzt in jedem Fall voraus, dass eine Beweisauf-
nahme stattgefunden hat.9

Ladung des Sachverständigen zur Gutachtenerläu-
terung als Rechtsmittel im Sinne von § § 839a 
Abs. 2, 839 Abs. 3 BGB 
Bei dem Antrag, den gerichtlichen Sachverständigen 
zur mündlichen Erläuterung seines Gutachtens zu 
laden, handelt es sich um ein Rechtsmittel im Sinne 
des § 839a Abs. 2 in Verbindung mit § 839 Abs. 3 BGB.10

Fazit

All dies zeigt, dass der Arzt sich vor Gericht auf unbe-
kanntem Terrain bewegt und dies einige juristische 
Fallstricke für ihn bedeutet.
Ein Arzt sollte sich seiner Rolle stets bewusst sein und 
entsprechend handeln. Als Beklagter hat er stets die 
Haftpfl ichtversicherung zu involvieren und an der 
Aufklärung des Sachverhalts mitzuwirken. Als Sach-
verständigengutachter sollte er sich seiner Pfl ichten 
als Gutachter bewusst sein und neutral und objektiv 
einen Sachverhalt beurteilen._
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